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Vorblatt 


EG-Verordnung zum Begriff „Grenzverkehr" 
Zweite EG-Richllinie zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Umsatzsteuer 
und die Sonderverbrauchsteuern im grenzüberschrei- 
tenden Reiseverkehr 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 vom 23. Juli 1969 und 
der Richtlinie (69/169/EWG) vom 28. Mai 1969 wurde die Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die 
Erhebung von Umsatz- und Verbrauchsteuern im grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft und im Verhältnis der Mitgliedstaaten zu Drittländern 
eingeleitet. Es hat sich ergeben, daß einzelne Begriffe unter- 
schiedlich ausgelegt werden. Außerdem ist einer Entschließung 
des EG-Rates und der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
22. März 1971 Rechnung zu tragen, nach der eine schrittweise 
Erweiterung der Steuerbefreiungen für Einzelpersonen bei 
Überschreitung der innergemeinscbaftlichen Grenzen erfolgen 
soll. 


B. Lösung 

Bestehende begriffliche Unklarheiten sollen beseitigt und der 
Rahmen für Steuerbefreiungen im grenzüberschreitenden Reise- 
verkehr erweitert werden. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Da Anschreibungen von den Zollstellen über die Ausnutzung 
von Freigrenzen und Freimengen nicht geführt werden, kann 
über etwaige Steuerausfälle nur wenig gesagt werden. 

Bei Tabakwaren werden Steuerausfälle eintreten, die sich im 
einzelnen nicht quantifizieren lassen, die aber gemessen am 
Gesamtsteueraufkommen aus der Tabaksteuer (1970 rd. 6,5 Mrd. 
DM) nicht ins Gewicht fallen dürften. Bei Spirituosen, Schaum- 
wein, Kaffee und Tee dürfte es kaum zu nennenswerten Steuer- 
ausfällen kommen. Spirituosen sind nämlich in allen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft außer in Italien — soweit hier be- 
kannt ist — ■ im allgemeinen teurer als in der BRD. Schaumwein 
kann nur alternativ zu Spirituosen steuerfrei eingeführt wer- 
den, und Kaffee entspricht in den anderen Mitgliedstaaten kaum 
der deutschen Geschmacksrichtung. In Anbetracht eines durch- 
schnittlichen Teeverbrauchs von nur 143 g je Einwohner in der 
BRD wird nicht mit einer großen Steigerung der Einfuhren ge- 
rechnet werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Entwurf einer Verordnung des Rates über die Begriffsbe- 
stimmung „Grenzverkehr" 

Vorschlag einer zweiten Richtlinie des Rates zur Harmonisie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Umsatz- 
steuern und Sonderverbrauchsteuern im grenzüberschreitenden 

Reiseverkehr 

Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie des 
Rates vom 28. Mai 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Befreiung von den Umsatz- 
steuern und Sonderverbrauchsteuern bei der Einfuhr im grenz- 
überschreitenden Reiseverkehr durch die Mitgliedstaaten 

— Drucksache VI/2511 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wagner (Trier) 


Die Vorlage wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 2. September 1971 
dem Finanzausschuß federführend und dem Haus- 
haltsausschuß mitberatend überwiesen. Der Haus- 
haltsausschuß hat am 14. Oktober 1971 und der 
Finanzausschuß am 3. November 1971 über die Vor- 
lage beraten. Der Haushaltsausschuß empfiehlt, von 
der Vorlage zustimmend Kenntnis zu nehmen. 

Durch die Verordnung soll der für die zoll- und 
steuerfreie Einfuhr im Reiseverkehr bedeutsame 
Begriff „Grenzverkehr" (kleiner Grenzverkehr) nun- 
mehr einheitlich für alle Mitgliedstaaten festgelegt 
werden. Dadurch soll verhindert werden, daß einige 
Mitgliedstaaten durch zu engherzige Maßnahmen 
die nachbarlichen Beziehungen zu den angrenzenden 
Staaten beeinträchtigen. Ortschaften, die nur teil- 
weise innerhalb einer 10 km breiten Grenzzone 
liegen, sind künftig immer in ihrer Gesamtheit der 
Grenzzone zuzurechnen. 


Die zweite Reiserichtlinie bringt — - nach Trans- 
formation in nationales Recht — gegenüber der 
ersten Reiserichtlinie vom 28. Mai 1969 für den 
Reisenden im innergemeinschaftlichen Reiseverkehr 
insbesondere folgende Verbesserungen: 

a) Verdoppelung der Freigrenze für die Einfuhr- 
umsatzsteuer von bisher 75 RE auf 150 RE, 

b) Verdoppelung der Freimengen für 

aa) Tabakwaren (bei Zigaretten beispielsweise 
künftig 400 statt 200' Stück) und 
bb) Kaffee (künftig 1 kg statt 500 g), 

c) Erhöhung der Freimengen für niedrigprozentige 
Spirituosen mit einem Alkoholgehalt von 22*^ 
oder weniger, Schaumwein und Likörwein von 
bisher 2 auf 3 Liter, 

d) Wegfall der mengenmäßigen Begrenzungen für 
Parfüms und Toilettenwasser (bisher 50 g bzw. 
V4 Liter) und Tee (bisher 100 g). 
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Während den Mitgliedstaaten bisher im sog. 
kleinen Grenzverkehr eine Einschränkung der Frei- 
mengen bis zu einem gänzlichen Ausschluß möglich 
war, sieht die zweite Richtlinie vor, daß den Rei- 
senden im kleinen Grenzverkehr eine Mindest- 
menge (für Grenzbewohner zugestanden werden 
muß. In der BRD gibt es im kleinen Grenzverkehr 
bisher keine Freimenge für alkoholische Getränke, 
die Freimenge für Tabakwaren ist auf 40 Zigaretten 
oder eine vergleichbare Menge anderer Tabakwaren 
beschränkt. 

Wie schon nach der ersten Reiserichtlinie setzt 
die Abgabenfreiheit im Einfuhrstaat ein Verbot der 
steuerlichen Entlastung im Ausfuhrstaat voraus; 
durch die zweite Reiserichtlinie werden dazu noch 
einige ergänzende Bestimmungen getroffen. 


Bonn, den 8. November 1971 


Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache VI/2511 — Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 8. November 1971 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 
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